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Meilenstein für den
Verbraucherschutz
Herstellerhaftung für Airbag-Fehler

Wie gefährlich ist ein Produkt? Worauf müssen Hersteller hinweisen? Der
Bundesgerichtshof hat in einem Grundsatzurteil hohe Anforderungen an
Hersteller aufgestellt. Sie müssen bei der Konstruktion gefahrträchtiger
Produkte Risiken und Nutzen sehr sorgfältig abwägen. Das Urteil: Ein
Meilenstein für den Verbraucherschutz.
 

 

Michael Anacker aus Erfurt leidet seit nunmehr sieben Jahren an den Folgen
eines Schlaganfalls. Bewegungen und Sprechen fallen ihm noch immer schwer.
Doch der studierte Physiker übt täglich. Seine Mutter, Brigitte Anacker, ist sein
ständiger Wegbegleiter, sie gibt ihm Kraft. Was war passiert?

Im April 2003 ist Michael Anacker mit seinem 3er-BMW in Erfurt unterwegs. Die
Straße ist holprig. Er fährt langsam. Hier und da ein Schlagloch. Plötzlich lösen
Front- und Seitenairbags auf der Fahrerseite aus, treffen ihn am Kopf und Hals.
Der damals 51-Jährige kontrolliert das Auto. Es ist unversehrt. Er kann sich die
Fehlauslösung der Airbags nicht erklären, fährt weiter und lässt die Airbags bei
BMW reparieren. Drei Wochen später findet seine Mutter ihn morgens in der
Wohnung. Er kann weder sprechen noch laufen. Ein Schlaganfall, stellen die
Ärzte später fest. Die Halsschlagader war verletzt. Dies führte zum Hirninfarkt.

Es geht vor Gericht
Die Ärzte checken Michael Anacker durch, können jedoch keinerlei
Vorerkrankungen feststellen. Sie finden keine Ursache für die Verletzung der
Halsschlagader. Michael Anacker war kerngesund. Doch dann die Erklärung, so
die Mutter Brigitte Anacker: "Da fiel mir dann ein, mein Gott, da war doch der
Airbag vor drei Wochen. Da hab' ich gesagt, das ist die einzige Möglichkeit. Die
Ärzte haben dann gesagt, ja selbstverständlich, das muss ihn getroffen haben,
die Seitenairbags können ihn in der Höhe der Halsschlagader getroffen haben."

Michael Anacker will Schmerzensgeld. Die Fehlauslösung des Airbags beruhe
auf einem Produktfehler, für den BMW als Hersteller einzustehen habe, meint
er. Doch bei BMW in München will man nicht zahlen. Es geht vor Gericht. Die
Richter am Oberlandesgericht in Jena weisen die Klage 2008 ab. Für die
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imago
Bundesgerichtshof in
Karlsruhe

Fehlauslösung der Airbags hafte der Autobauer nicht. Sie beruhe auf starken
Schlägen gegen den Unterboden des Wagens. Diese erzeugten Schwingungen,
die einem Crash-Impuls ähneln. Die Fehlauslösung habe sich nach dem Stand
der Technik nicht verhindern lassen. Der Einbau von zusätzlichen
Berührungssensoren zur Verhinderung von Fehlauslösungen sei unzumutbar
teuer.

Dilemma für Hersteller
Anacker geht zum Bundesgerichtshof in Karlsruhe. Das
höchstrichterliche Urteil: Hersteller wie BMW müssen auf
alle denkbaren Gefahren, die aus Sicht des
Verbrauchers von ihrem Produkt ausgehen können,
hinweisen. Für den Airbag-Fall heißt das: BMW hätte
Michael Anacker auf alle mögliche Gefahren bei
Fehlauslösung des Airbagsystems hinweisen müssen.

Dr. Ekkehard Helmig, Anwalt für Produktsicherheitsrecht aus Wiesbaden,
erklärt das Dilemma für die Hersteller nach der Entscheidung des
Bundesgerichtshofes: "Der Hersteller muss sich zunächst überlegen, welches
Risiko liegt in seinem Produkt, dann muss er sich den Hut des Verbrauchers
aufsetzen und sich fragen, Moment einmal Verbraucher, verstehst du das
Risiko, kannst du damit umgehen, hast du alle relevanten Informationen
bekommen, dich überhaupt zu entscheiden, ob du das Risiko eingehen willst."

Hinweispflicht für alle Hersteller erhöht
Das Urteil des Bundesgerichtshof (Urteil vom 16. Juni 2009, Aktenzeichen: VI
ZR 107/08) ist ein Meilenstein für den Verbraucherschutz, so Anwalt Helmig.
Denn: Es gilt nicht nur für BMW, sondern erhöht die Hinweispflicht auf mögliche
Gefahren gefahrträchtiger Produkte für alle Hersteller.

Dr. Ekkehard Helmig macht deutlich: "Jetzt gehen Sie in einen
Verbrauchermarkt und kaufen einen Gartenschlauch, Sie haben aber auch einen
Kompressor zu Haus. Jetzt sagen Sie: Schlauch ist Schlauch, benutzen den
Schlauch als Druckluftschlauch, der fliegt Ihnen mit Sicherheit um die Ohren. Im
Grunde müsste der Hersteller des Gartenschlauchs einen deutlichen Hinweis
auf die Verpackung machen, dass dieser Schlauch als Druckluftschlauch nicht
zulässig ist." Nur dann könnte von einem sicheren Produkt im Sinne des
Produkthaftungsgesetzes gesprochen werden. Nur dann könnten Ansprüche auf
Schadensersatz ausgeschlossen sein.

Der Kirschtaler-Fall
Doch wie weit reicht nun die Hinweispflicht des Herstellers? So weit wie in
Amerika, wo auch auf offensichtliches hingewiesen werden muss, um Beispiel
durch Hinweise wie "Caution - Hot", dass frisch gebrühter Kaffee heiß ist und
man sich den Mund am Becher verbrennen kann? Oder dass man seinen Hund
nicht in der Mikrowelle trocknen sollte?

Nein, meint der Experte in Sachen Produkthaftung Dr. Ekkehard Helmig. Wer
beim Bäcker einen Kirschtaler kauft (so genannter "Kirschtaler-Fall" vom
Bundesgerichtshof vom 17.03.2009 - Aktenzeichen VI ZR 176/08) muss mit
Kernen rechnen: "Mann kann nicht ausschließen, dass in Steinobstgebäck mal
ein Kern drin ist und sich deshalb jemand ein Zahn ausbeißt, das muss man
hinnehmen, weil es eine 100-prozentige Sicherheit nicht gibt, der Kern des
Unterschiedes zum Auto ist, dass das Gefahrenpotential um vieles geringer ist."

Anacker hofft
Wie weit die Informationspflicht des Herstellers reicht, hängt also immer davon
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ab, wie gefährlich ein Produkt für das Leben des Verbrauchers ist. Im Fall von
Michael Anacker wird nun neu verhandelt und geprüft, ob Michael Anacker
ausreichend über mögliche Gefahren bei Fehlauslösung des Airbags informiert
wurde. Er meint nein, hofft auf ein hohes Schmerzensgeld, um seine hohen
Kosten für Physiotherapie und Sprechtraining decken zu können, denn die
Krankenkasse hat ihn als "unheilbar" eingestuft - und kommt dafür nicht mehr
auf.
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